
Gebührensatzung 

zur Satzung für Städtische Asylbewerberunterkünfte 

Vom 02.10.2014 
 
Die Stadt Ansbach erlässt aufgrund Art.2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. 1993, 264) zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 25.2.2010 (GVBl. 2010 66)  und Art. 22 des Kostengesetzes (KG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 20. Februar 1998 (GVBl. 1998, 43), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

14.04.2011 (GVBl. 2011, 150) und §§ 23 und 24 DV Asyl in der Fassung vom 16.08.2016. 

 

folgende  

Satzung: 

 

§ 1 

Gebührenpflicht 
 

(1) Die Stadt Ansbach unterhält Asylbewerberunterkünfte nach der Satzung für die städti-

schen Asylbewerberunterkünfte. 

 

(2) Für die Benutzung der Unterkünfte sind Benutzungsgebühren zu entrichten 

 

 

§ 2 

Gebührenschuldner/-innen 
 

Gebührenschuldner/-innen sind diejenigen Personen, die in den Unterkünften untergebracht 

sind. Gebührenschuldner/-innen sind ferner die Personen, welche die Schuld gegenüber der 

Stadt Ansbach schriftlich übernehmen. 

 

 

§ 3 

Unterkunftsgebühren, Haushaltsenergiegebühren 

 
(1)  Die Höhe der Gebühr für Unterkunft und Heizung beträgt 

1. für alleinstehende oder einem Haushalt vorstehende Personen monatlich 278,-- €; 

2. für Haushaltsangehörige monatlich 97,-- €. 

 

(2) Bei einer Unterbringung in Notquartieren können die Gebühren um bis zu 50 % 

 gesenkt werden. 

 

(3) Die Höhe der Gebühr für Haushaltsenergie beträgt 

 

 1. für Alleinstehende oder Alleinerziehende monatlich 28,-- €, 

 2. für übrige Erwachsene, die nicht unter Nr. 1 fallen, monatlich 25,-- €, 

 3. für Kinder von 14 bis 17 Jahren monatlich 13,-- €, 

 4. für Kinder von   6 bis 13 Jahren monatlich 10,-- €, 

 5. für Kinder von   0 bis   5 Jahren monatlich   5,-- €. 

 

 

§ 4 

Berechnung der Gebühren 

 
(1) Bei der Festsetzung der Gebühren für Teile des Monats wird für jeden Tag 1/30 der Mo-

natsgebühr erhoben. 



 

(2) Die Gebühren sind auf volle EURO (€) aufzurunden. 

 

§ 5 

Gebührenfreiheit, Gebührenermäßigung 

 
(1) Solange für Personen und Bedarfsgemeinschaften i. S. v. § 3 des Asylbewerberleistungsge-

setzes (AsylbLG), die Kosten nach dem AsylbLG oder nach sonstigen Vorschriften erstattet 

werden, werden keine Gebühren erhoben. Endet die Zugehörigkeit zu dem Personenkreis, 

für den Kosten vom Staat erstattet werden, entfällt diese Befreiung mit Ablauf des Monats, 

in dem die Stadt Ansbach von diesem Sachverhalt Kenntnis erlangt hat. 

 

(2) Für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebensjahr werden keine Gebühren erhoben. Für Perso-

nen unter 18 Jahren werden die Gebühren auf 70 v. H. ermäßigt. 

 

(3) Das Amt für Soziales kann die Gebühren ganz oder teilweise erlassen, wenn deren Erhe-

bung nach Lage des Einzelfalles unbillig wäre. 

 

(4) Sofern nicht die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, werden bis zum Ablauf des 

auf die Erstaufnahme folgenden Monats keine Gebühren erhoben. 

 

(5) Wird nachträglich festgestellt, dass die Voraussetzungen für eine Gebührenbefreiung 

nicht vorlagen, wird eine Gebühr rückwirkend von dem Zeitpunkt erhoben, von dem an 

die Voraussetzungen für eine Befreiung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt auch, wenn 

nachträglich für einen zurückliegenden Zeitraum Einkommen oder Vermögen erzielt wor-

den ist, das zum Wegfall der Befreiung geführt hätte. 

 

 

§ 6 

Vorübergehende Abwesenheit 

 
Die Gebühren nach § 4 sind auch bei vorübergehender Abwesenheit zu entrichten, solange 

das Benutzungsverhältnis fortbesteht. 

 

 

§ 7 

Fälligkeit 
 

(1) Die Gebühren sind monatlich im Voraus am ersten Tag des Monats oder zu Beginn der 

Nutzung fällig und müssen innerhalb von fünf Tagen nach Bekanntgabe der Festsetzung 

eingezahlt werden. 

 

(2) Gebühren, die nachträglich festgesetzt werden, sind am Tag der Bekanntgabe der Fest-

setzung fällig und müssen innerhalb von fünf Tagen eingezahlt werden. 

 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 



 

Ansbach, 02.10.2014 

Stadt Ansbach 

 

 

 

 

Carda Seidel 

Oberbürgermeisterin 

 

 

 

 

 

In der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 19.12.2016 


